
5 

Voiksinitiative «für 12 motorfahrzeugfreie 
und motorflugzeugfreie Sonntage pro Jahr» 

Die Volksinitiative vom 30. Mai 1975 «iur I2 motorfahrzeugfreie und moior- 
flugzeugfreie Sonntage pro Jahr+> verlangt die Ergamung der Bundesverfa5- 
sung durch einen neuen 

Art. 374n"'-': 

'Am nveiten Sonntag jedes Monats ist im ganzen Hoheitsgebiet der 
Schweiz jeglicher private Motorfahrzeugverkelir und Motorflu~zei~g- 
verkehr (inklusive Fahrzeuge mit Hilfsmotor) zu Laiide, zu Wasser und 
in der Luft untersagt, und zwar jeweils voii Sonntag 0 3 . 0  L9hr bis 
Montag 03.00 Uhr. 

Der Bundesrat bestimmt die Ausnahmen voii diesem Verbot. sowohl in 
bezug aiif die Fahrberechtigung Privater, wie auch in bezug auf die 
zeitliche Verschiebung dieher Sonntage. 

Voik und Stünden wird die Verwerfung der VolksiRitiative beantragt. 
(Bundesbeschliiss vom 16. Dezember 1977.4 

vom 28. Mai 1978 
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Volksabstimmung vom 28. Mai 1978 

Erüiuterungen des Bundesrates 

1 Sommerzeit 

Was bringt das Zeitgesetz? 
Das Zeitgesetz soll dem Bundesrat die Möglichkeit geben, die #Sommer- 
zeit~) einzuführen. wenn alle unsere Naclibarlitt~der dies auch tun. Zudem 
wird die mitteleuropäisclie Zeit ge- 
setzlich verankert. Was heisst «Sommeneitil? 

Die Uhren werden im Früh- 
Dle Schweiz ist Leide Insel jahr um eine Stunde vor-, irn 
Italie11,Spanien und Grossbritannien 
kennen die Sammerzeit schon seit 
Jahren. Frankreich, Belgieii, Luxem- 
burg und Holland haben sie nun auch eingefiihrt. In der Bundesrepublik 
Deritschland und in Österreich steht die Einfiilirung der Sommerzeit für 
nächstes Jahr zur Diskussion. 
Alle Länder Europas sind in Handel und Verkehr stark voneillander 
abhängig. Aus praktischen Gründen sollte daher in der Schweiz sowohl 
im Winter als auch im Sommer die gleiche Zeit gelten wie iri ihren Nacit- 
barlindern. 

Einwände der Gegner 
Die Gegiier füh~eri nanientlicli Folgende Oründe gegen die Sommerzeit 
aii : 
8 Die mit der Sommerzeit wehundeire Zeitverscliiebui~g hntte fiir die 

laiidwirtschartliche Bevölkeriing zur Folge, dass ihr Arbeitstag uer- 
LängerL würde. Der Bauer kann seinen Tag nicht einteilen wie er will. 
Mit der Sommerzeit musste er die Feldarbeit unterbrechen, wenn 
die Sonne noch hoch steht, damit die Milch rechtzeitig abgeliefert 
werden kann. Nach der Besorgung des Stalles müsste der Bauer 
zurück ziir Feldarbeit. * 

8 Die Zeitverschiebung hatte ungünstige Auswirkungen auf die schul- 
pflichtige Jugend; am Morgen musste sie früher aufstehen, ginge aber 
am Abend nicht früher zu Bett. 

Die Eriahrungen des Auslandes 
Wie bereits ausgeführt. kennen mehrere europäische Staaten die Sonimer- 
zeit seit Jahren. Die von den Gegnern für unser Land befürchteten Aus- 
wirkungen konnten dort auch gemeistert werden. 

Was geschieht, wenn die Schweiz im Gegensatz zu ihren Nachbarn die 
Sommer~eit nicht einführt? - 

Die FahrplBne werden unübersichtlich 
Sie rkisen per Eisenbahn? Dann achten Sie genau darauf, ob Ihnen 
der Fahrplan mitteleuropiiische oder Sommerzeit angibt - nicht dass 
Sie eine Stunde 211 spät am Bahnhof erscheinen. . . 

Schwierigkeiten Flr den Fremdenverkehr 
Wer in die Ferien reist -vom Ausland in die Schweiz oder umgekehrt - 
hat stets die Stundenverschiehung in seine Plane einzurechnen, ganz 
besonders im Bereich der letzten Abfahrls~eiteti der Zuge und Flug- 
zeuge. Ein Abseitsstehen der Scliweiz könii~e somit auch den Freinden- 
verkehr negativ beeinflussen. 

Erschwerung des Grenzverkehrs 

Wer nahe an der Grenze wohnt und im Ausland einkaufen oder zur 
Arbeit gehen will, bedenke für die Ladenoffiiungszeiteii oder das 
Ersclieineii am Arbeitsplatz audändische Uhren gehen eine Stunde 
vor1 

b Ausländische Feroseb- oder Radiosendungen 

beginnen im Sommer eine Stunde früher. Gewisse Sendungen konnen 
Sie nicht mehr ansehen, da Sie zur Sendezeit - im Gegensatz zu Iliren 
ausländischen Nachbarn - noch nicht von der Arbeit nach Hause 
zurückgekehrt sind. 



Der Bund muss mehr sparen 
Volk und Stiinde haben am 12. Juni 1977 die Mehrwertsteuer verworfen. 
Diesen Entscheid musste der Bund auch als Auftrag zu vermehrtem 
Sparen verstehen. Er hat zu diesem Zweck verschiedene Massnalimen 
getroffen. So bat der Bundesrat die Verbilligungsbeiträge für Brotgetreide 
abgebaut. Dies erfolgte durch eine Erhöhung des Zolls auf ausländischem 
Brotgetreide im Herbst 1977. Damit die Erhöhung für längere Zeitgelten 
kann, muss sie im ZoUlarifgesetz veranken werden. 

Der Bund ist für die Getreidevermrgung unseres Landes verantwoMicb 
Um die Landesversorgung mit Brotgetreide in Krisen- und Knegszeiten 
zu sichern, kauft der Bund dem Landwirt das Getreide zu ei,nnem kosten- 
deckenden Preis ab. Inländisclies Getreide ist im Vergleich zu ausliindi- 
schem Getreide wesentlich teurer. Gründe dafir sind: höhere Löhne, 
höhere Bodeiipreise, kleine Anbauflachen, ungünstiges Gelände. 
Der Bund verkauft dann das von ihm übernommene Getreide an die 
Mühlen zu einem niedrigeren Preis, der anhand des ausländischen Ge- 
treidepreises errechnet wird. 
Die Differenz zwischen dem teurereii inländischen und dem billigeren 
ausländischen Getreide zahlt der Bund. Er verbilligt soniit unser Brot- 
getreide, das heisst er leistet Ver.billigungrbeit~äge an die aus Brotgetreide 
bergestellten Produkte, namentlicli an Mehl und Brot. 

Warum kam der Bond mit dieser Zollerhöhung sparen? 
Je billiger das ausländische Getreide ist, desto grösser wird die Preis- 
differenz zum inländischen Getreide und u m  so mehr muss der Bund 
bezahlen. Da seit Juli 1976 das ausländische Getreide immer billiger 
wurde, hätte dies fur das Jahr 1978 einen Betrag von rund 200 Millioneii 
Franken ausgemacht. Deshalb hat der Bundesrat den Zoll auf der Ein- 
fuhr von ausländischen1 Getreide erhöht. 
Dies hat fiir die Bundeskasse eine doppelte Wirkung: 
I .  Die Differenz zwischen dem Preis für ausländisches Getreide und dem 

für inländisches wird kleiner; der Bund kann dadurch jährlich rund 
I00 Millionen Franken an Verbilligungnbeiträgen sparen. 

2, Die Zolleinnahmen nehmen zu und zwar um rund 25 Millionen Fran- 
ken im Jahr. 

Was bedeutet dies für den Konsumenten? 

Das Kilo Brot hat im Oktober 1977 um 10 Rappen aufgeschlagen. Der 
Schweizer isst durchschnitllicli 29 Kilo Brot iin Jahr. Durch die Brot- 
preiserliöhuiig um 10 Rappen muss er also jälirlicli rund 3 Franken mehr 
fur Brot bezahlen. Das macht für eine fünfköpfige Familie 15 Franken 
in1 Jahr oder 1.25 Franken im Monat aus. Dazu kommt eine geringe 
Mehrbelastung für Feingebiick und weitere Mehlprodukte, Der einzelne 
Konsument spürt somit wenig vondieser Massnahnie - Für den Bund aber 
bedeutet sie eine Einsparung von jihdicli rund 100 Millioiien Franken. 

Was sagen die Gegner? 

Wesentliche Minderheiten im Parla- 
ment waren gegen dieses Gesetz. Sie 
sind der Auffassung, 

die vorgeschlagene Zollerliöhung 
fiir Importgotreide sei zu hoch. 
Sie verstosse deshalb gegen die 
Bundesverfassung; 

der Bund spare praktisch nur auf 
Kosten der Konsumenten; dies 
treffe eitiieitig die Arbeitnehmer. 

Unter anderem aus diesen Gründen 
hat die Sozialdeniokratische Partei 
gegen die Brotpreiserhöhung das Re- 
ferendum ergriffen. 

Widerspricht die Zollerhöhung 
der \'erfassung? 

Artikel 29 der Buiidesverfas- 
sring schreibt vor, dass Für 
lebensnotwendige Guter nur 
wenig Zoll erhoben werdeii 
darf. Diese Güter sollen 
nämlich in1 Interesse der 
Konsumenteii durch den Zoll 
nicht übermässig verteuert 
werden. Da sich d ~ e  Erhohung 
des Zolls aber für den Konsu- 
menten nur gering auswirkt, 
kam nicht von einer über- 
niässigeii, verfassungswidrigen 
Belastung gesprochen werden. 

Bundesrat und Mehrhdt der Bundesvercammlung 

enipfehleii diese Gesetzesänderung aus folgenden Überlegungen zur An- 
nahme: . die Erhöhung des Brotgetreidezolles ist wegen der angespannten 

Finanzlage des Bundes erforderlich: 

i die Zollerhöhring ist iiur ein Teil eines a u s p o g e n n  Sparpaketes, das 
alle Bevölkerungskreise belastet; . die Erliöhuiig des Brotpreises um 10 Rappen pro Kilo ist massvoll 
und fiür den Konsumenten zumutbar; . der Bund verbilligt das Kilo Brot weiterhin uin rund 15 Rappeii. 



Grnndldee des Gesetzes 
' Das heimende menschliche Leb«? ist grundsützlich zu schützen. Ein 

Scliwangerschaffsabbruch soll jedoch dann straflos bleiben, wenn dafür 
ein saclilicher Grund, eine Indi- 
koiioii voAiegt. Das neue Reqlit 
bringt mehrere solche Indikationen. 
Man spricht deshalb von einer er- 
weiterten Iiidikationenlösung. verworfen. 

Heute steht das von der 
Was gilt heute schon? Bundesversammlung beschlos- 
Ein Schwangerscliaftsabbruch ist sene Geetz  zur Diskussion, 
straflos, weil von zwei Selten das 

wenn sich alIein durch diesen Ein- 
griff eine ernste Gefahr für das 
Leben oder 'die Gesundheit der 

L Schwangeren abwenden lässt. 
Dies ist eine nzedizinische Indikation. 
Auch die nach der Geburt zu erwartenden Lebensverlrältnisse können 
eine Frau körperlich oder seelisch derart überfordern, dass ihre Gesund- 
heit ernsthaft gefährdet wird (sozial-nrdtzinisck Indikaiion). 

Ein Arzt muss dies in einem Gutachten fes~stellen. . 
h 

Welches sind die n e m  IndUCationen? Y . 1  
Neu soll ein Schwangerschafirabbruch straflos sein: 
0 Wenn die Austragung der Sahwangarschaft zu einer schweren, nicht 

anders abwendbaren sozialen Notlage der Schwangeren führen würde. 
Dies ist die soziale Indikarjan. 

Ein Arzt muss dies in einem Gutachten feststellen. Er hat Vorher 
einen Bmiclit über die sozialen Verliüluiisse der Schwange_eren (Sozial- 
bericht) einzuliolen. 
Der Eingriff muss innert der ersten zwölf Woclien der Schwanger-, 

ischaft erfolgen. 

! n:qicv-- -. . ..I. 

Wenn eine Vergewaltigung oder wenn Unzucht mit einer Schnach- 
sinnigen oder mit einein kinde zur Schwangerschaft führte. Dies ist die 
j~rri.f~ivcli InrliLa~ion. 

Eine kantonale Untersricliuiig$steIle muss dies arif ßegelireii der ' 
Scliwatigereii feststellen, \Velin sie es Iiinreicliend glaubhaft macht. . Wenn für das Kind eine dauernde und acliwere geistige oder körper- 

liclie Schädigung crnstliaft zu hefurcliien 1st. Dies ist die rugenLvcEre 
Inclikation. 

Ein Sachverstiindiger (Ara. Geiietiker, Biologe) muss in einem Gut- 
achten feststellen, dass eine solche Gehlir bestellt. 

Wer darf die Gutachten erstatten? 
Die Gutachten lind die Sozialbericlite dürfen nur von dazu ermächtigten 
Personen erstattet werden. Diese Personen werden von den kantonalen 
Sanitätsheh6rden in einer Liste bezeichnet. .- 
Die Schwangere kann den Gutachter, frei walileii aus den Listen 

0 ihres Wohnsitzkantons oder 
des Kaiitoiis, in  dem sie den EiiigrS vorrielimen lassen möclite. 

1 
Wer darf den Eingriff vornehmeh? 
Der Eingriff muss von einem diplomierten Arzt iii einer Klinik oder unter 
~iiedizinisch gleichwertigen Bedingungen ausgef'uli~t werden. Die 
Schwangere kam den Arzt rret wählen. 

Der Eingriff erfolgt nur, wenn die Sehvvangere ihn verlangt. 
Die Schwangere muss dem Eingriff schriltlich zustimmen. Ist sie nicht 
urteilsfiiliig, so ist die schrirtliche Ziisliinmung ihres gesetrliclien Ver- 
treters eiiizuliolen. 

Neue Massnahmen znm Schutz der Schwaagerschaft 
Die Kantone werden verpflichtet, Beraiwig~sslrllen eiiizuricliten. lns- 
besondere die S~hwaogere erliölt dort unenlgeltlicheii Rar in allen 
Fragen, die sich im +sarnnienhang mit der Schwangerschaft stellen. 
Dic Beratungsstellen sorgen auch Für finanzielle und praktische Hilfe. 
Der Birnd gewghrt den Kantonen Beitrüge an die Aufwendungen der 
ße~dt~ingsstellen. 

Weitere wichtige Bestimmungen 
Mildere Strifdndrohuiig für die Schwangere bei unerlaubtem Abbruch 
der Schwangerschall 



Gehelmlialtungsflioht für Mitarbeiter der ~erattiiigsstellen, für Gut- 
achter und f ü r  die von ihnen beigezogenen Dritrpersonen 
Es ist niemand verpfliclitet, bei einem Schwangetschaftsabbruch mit- 
zuwirken, wenn er dies aus Ge+vissensgrÜnden nicht verantworten kann. 
Die Karitoiie haben dafür zu sorgen, dass für Gutachten und Eingriff 
TariTe mit niedrigen Ansätzen angewendet werden; Soziatbericlite sind 
uneiitgeliiich. 

Einwände gegen das Gesetz 
Dem Gesetz sind von ~ v e i  Seiten Gegner erwachsen: 

Die eipen wenden sich gegen das Gesetz, weil es den Abbruch der 
Schwaiigerschaft auch aus anderen als medizinischen Gninden gestat- 
tet. Sie finden, das Gesetz schütze das ungeborene Leben nieht @e- 
nügend. 

. - > - .. 2. . 
&?n dafür eiiomie Mittel auf, so dass Ihcute die Entwicklung rasch vor- 
aiischreitei. Wenn die Schweiz ueiierliiii ztir Spitze gehören will, muss 
sie die Bildung unrl Forschung ebenfalls tatkr3fiig fördern. Dte acht 
Hochsclirilkaiitone köiiiien diese grosse Last iiiclit allein tragen. Sie 
erhalten deshalb vo~ii Bund schon seit 1966 Beitrhge. - 

4 
W a s  wüi das Gesetz? ., 
1. Die kantonalen Hochschulen sollen \erstärkt unterstürzt werdeii, denn 

4 Bildung und Forschung werden für die Zukunft uiiperes Landes iininer 
wichtiger. 

$ . Wer die notwendigen Fiihigkeiieii Iiat, soll weiterhin ein Studium 
ergreil'eii köiitien, unabhängig davon, ob er aus einem Hocliscliul- 
kantoii stamnit oder iiichl. . C 

1 ' D. Dieöffentlichen Geldersollen wirkungsvoll uiidgezielteingesetztwden. 

Die anderen - vor allen1 die Befiinvorter einer Fristenlösung - wenden Was sagen die Gegner? 
sich gegen dits Gesetz, weil sie es als zu wenig liberal beurteüen. Sie 
möchten den Frauen eine grössere Entscheidnngsfreiheit über die iDie Gegner des Ge3ettes haben irn Parlnment folgende Einwände er- 

Austragting der Schwangerschaft einräumen. hoben : 
es heqelie die Gefahr, dars zu viele Akademiker ausgebildet warden: 

., J ' i i  der Staat könne nicht jedem eine Ausbildung iiacli Wunsch sichern: 
das Gesetz kpstezu viel: vorerst gehees um jnlirlicli 60 bis 108 Milliouen 

. Franken, nachher seien es pro Jahr einige hundert Millionen Franken; 
4 H O C ~ ~ C ~ O ~ F O ~ & U ~ ~  

"0 das Gesetz fördere die Zenrralisatiun iiii Scliulwesen. 
fius diesen Gründen wurde auch das Relerendum ergrityen. 

Bildung und Forschung - eine Quelle unseres Wohlstandes 
Obwohl unser Land kaum Reichtümer wie Öl und andere Bodenschätze 
besitzt, ist es in den letzten Jahrzehnten zu einem der wohlhabendsten 
Länder der Erde geworden. Es verdankt dies nicht zuletzt dem Fleiss 
und der Arbeit seiner hochqualifizierten Berufsleute und Forscher. 

Gute Schulen und eine intensive 
Die Hnchsehulkantone Forschung sind wesentlich für eine 

Zürich, Bern, Freiburg, erfolgreiche Wirtschaft. Sie tragen 

Baiel-Stadt, St. Gallen, damit bei zur Sicherung der Arbeits- 

Waadt, Neuenburg. Genf. plätze und ermöglichen die sozialen 

Dazu kommen zwei Biindes- Leistungeii unseres Staates. Welt- 

hochschulen in Zürich und weit ist die grosse Bedeutung von 

Lausanrle. Bildung und Wissenschaft erkannt 
worden, und sehr viele Staaten wen- 

.'m Weiche zusätziichen Ausgahen entstehen dem Bund? 
Der Bund inuss'seiiie Hilfe an die Hochschulkantone seiner finanziellen 
Lage anpassen. Gerade Iieute kanii erdieHoclisclit~leii nicht unbeschrankt 
iinterstiitzen. Die eidgenossisclien Riite haben daruni bei den ordent- 

\ liclieii Subveiitioiieii eine Erliohuiig f i ~ r  die ii%clisieii drei Jahre um durcli- .E 
schi~ittlicli 20 Millionen F~anken pro Jahr beschlogsen. 

Zusammenarheit - nicht Zentralisation 
Forscliuiig und Atisbildung an den Hocliscliulen sind heute so vielfältig 
riiid teuer, dass eine Uiuversitii iiiihl mehr in allen Bereichen tätig sein 
kann. Es inussen n'nnelirt Scliaerptinkte gebildet werdeii. Dies heisst, 
dass ~owohl im Bereiche der Hocbschrileii als aucli in der Forschung 

=enger rriiammeiigearbeitct iind geincinsani auf längere Sicht geplant wer- 
den iiiiiss. Eine optimale, das beisst sparsame Verwendung der Gelder 
w~rd dadurch möglich. Das Gesetz bchafft iiafiir die nötigen Voraus- 



setzungen, die heute fehlen. Es sieht nämlick gemeinsame Pl$nußg und 

I 
ein gemeinsanies Entsclieidurigsorgan vor. 

I 
HochschulRirderwng und Bemf5lehre 
In einigen Jahren werden die geburtenstarken Jalirgiinge vor den Hoch- 
schiilen stehen. Die jungen Leute sollen dann die gleich guten Ausbll- 
dungsmögiiehkeiten haben wie die heutige Jugend. Dazu braucht es bis 
Mitre der achtziger Jahre 12 000 bis 16MN) neue Studienplätze. Daf* 
müssen Bund und Kantoqe die entsprechenden finanziellen Mittel ein- 
setzen können, sonst weichen die Maturanden noch weit mehr als bisher 
in eine Berufdeh~e aus. Das hätte zm Folge, dass die Lehrstellen für - 
Primar- und Sekundarschüler knapper würden und die Zahl der Unge- 
lernten anstiege. 

Benachteiligung je nach Wohnsitz? 
Wenn es nicht gelingt, genügend Studienplätze T i  alle zur Verfügung 
zu stellen, dann droht die Gefahr, dass in Zukunftdie knappen Studien- i 

I 
plätze in erster Linie den Angehörigen der Hochschulkantone otfen- 
stehed. Es ist aber ein Gebot der Qerechtigkeit, dass allen gildungs- 1 
willigen, atis welchen Kantonen sie auch stammen mögen, die gleichen 
Bildungschaiicen gewahrt werdeii. 

Was geschieht, wenn spiiter infulge dm Geburtenrückganges die Zahl der 
Studenten abnimmt? 
Der Andrang der geburtenstarken Jahrgatge soll nicht einfaah durch . 

'L 
einen bleibenden Ausbau der Universilüten aufgefangen werden. Es sind 
vor allem befristete Vorkehren zu tteffen, zum Beispiel die vorüber- 
gehende Verstärkung des Lehrkörpers. So kann urlser Ausbildungs- 
System bei einem allfälligen Rückgang der Nachfrage nach Sfudien- 
plätzen den Bedütfnissen angepasst werden. 

Was will die Initiative? 
Jeden Monat, am zweiten Sonntag, sollen private Autgs, Motorräder, 
Mofas, Flugzeuge und Motorboote «zu Hause* bleiben, das heisst nicht 
benutzt werden dürfen. 
Der Bundesrat k0nnte die Ausnahmen von diesem Verbot sowie allen- 
falls Verschiebungen der autofreien Sonntage bestimmen. 

Warum autofreie Sonntage? 
Die Initianten machen für ihr Begehren kurz zusammengefasst folgende 
Gründe geltend: 
Die zwölf autofreien Sonntage bringen noch keine Garantie für eine 
glückliche Zukunft. Doch diese Aktion steht am Anfang eines Umbruchs, 
während dem wir lercien müssen, unsere Errungenxliaften vernünftig 
anzuwenden. Eine #nderung unserer Verhaltensweise ist eine unabding- 
bare Voraussetzung für ein menschenwürdiges Leben in der Zukunft. 
Unter anderem gilt es, die Einstellung des Menschen gegenübec dem 
lndividtialverkeltr zu ändern. Motorfahrzeuge wirken sich im Erholungs- 
raum des Menschen durch ihre Lärm- und Abgasemission negativ aus. 
Aber gerade am Wochenende brauchen wir Ruhe. 
Die Freiheit des einen Bürgers findet ihre Grenzen in der Freiheit des 
andern. Diese Grenze ist in bezug auf den privaten Motorfahrzeugverkelir 
heute überschritten. 

I 
Ausbildung bedeutet Schutz vor Arbeitslosigkeit Bundesrat und Bundesversammlung sagen NEiN zur Initiative - weshalb? 

Präzise Aussagen über den künftigen Bedarf an Hochschulabsolventen Bundesrat und Bundesversammlung stehen dem Grundgedanken der 
Initiative (Umweltschutz, Lebensqualität, Energiesparen) positiv gegen- 

sind sehr schwierig. Die wirtschaftliclie und technische Entwicklung - 
enthält zu viele Unbekannte. Wit wissen aber: In der Schweiz gibt es über. Sie lehnen die Initiative jedoch ab, weil die von den Initianten ange- 

verhältnisinässig bedeutend weniger Akademiker als in vergleichbaren 'I strebten Ziele durch andere Massnahinen als ein staatliches F a h ~ c r -  .. 
Ländern. Denrrocli soll nicht einseitig die Hochscliulbildung gefördert, , bot besser erreicht werden können. 

sondern die bewihrte Bildungspolitik fortgeführt werden. Das Iieist: ;' 
' - 1 -,, r ., -. 

Jeder Jugendliche soll je nach Eignung und Ffihigkeit die bestm8glielte , 
Aiisbildung erhalten. Eine gute Ausbildung ist immer noch der beste 

C 'i. - ,.E- - 1' 

Schutz gegen Arbeitslosigkeit. . ' .I . L 
10 . - 



versammlung streben eine 
Verbesserung des Umwelt- 
schutzes aii durch: 

ein ausgewogenes Umwelt- 
schutrgesetz 
eine zweckmässige Raum- 
planung 
Lärm- undAbgasvorschrif- 
k n  für Motorfahrzeuge 

Ein Umdenken, eine Verbesserung 
der L@b&~squaliiäc sollen nicht durch 
staatliche Bevormundung des Ein- 
zelnen uiid unter dem Zwang von I 
Polizerbiissen erfolgen. Dieses Ziel 
muss durch solidarisclie R'ucksicl~t- 
nahme eines jeden auf Mitmenschen 
und Umwelt erreicht werden. 
Die nachteiligen Auswirkungen der I 
Initiative sollen an einigen Beispieleii 
illustriert werden: k 

Zusätzliche Schwierigkeiten für abgelegene Gebiete 
Uberall dort, wo dffentliche Verkehrsmittel nicht ausreichend vorliandeii 
sind, härten die Verbotssonntage für die Bevölkerung ungefreute Wir- 
kungen. Der Besuch und die Durchführung von Veramtaltungzn aller 
Art (Spon, Feste, Kino, Theater, Musik nsw.) whren in Frage gestellt. 
In den Stiidtcn iuirde man von diesen Nachteilen wenig merken. Die 
Initiative wirkt sich ungleich aus; das wäre ungereoht. 

Veriirgerte Ferieugäste und Tourbten an der Grenze 
Jeden Sonntag kommen mehrere hunderttausend Ausländer mit dem 
Auto in die Schweiz. Es sind Feriengaste, die in unserem Land Erholung 
suchen; es sind aber auch Durchreisende, die iii unserem Land einen 
Zwischen'hait einschalten. An den zwölf Verbotssonntagen müsste diesen 
Gästen die Einreise verweigert werden. An der Grenze ergaben sich 
unhaltbare Zustände. Die Schweiz wäre als Reise- oder Durchreiseland 
nicht mehr beliebt. 

r - , , r  8 ,  8 

Wenn der Cast ausbleibt . . . 
Viele Gaststätten und Hotels, auch Skilifts, Sportbahnen usw. sind auf 
Gäste angewiesen. die mit privaten Autos anreisen. Auch hier würde nian 
mit den Verbotssonntageii wieder den wirtschaftlich vom Tourismi~s 
abliän~gen Randgebieten einen schweren Nachteil zufügen. 

Erholung auf dem Lande 
Der Stadt zu entfliehen und aufs Land zu fahren, ist für viele Leute am 
Sonntag ein Bedürfnis. Diese Moglichkeit, die viel zur persönlichen 
Lebcnsqoalität beitragt, wurde durch die Initiative erheblich einge- 
schrankt. Das Ausflugsbedürfnis der Bevolkerung ist stark von der effek- 
tiven Wolinsituation abhängig. Der [(Zwang zum Wegfahren)) ist m m  

Y 

Beispiel für Bewohher von Wohnblöcken viel stärker als für solche von 
Vorstadt- und Einfamilienhäusern. 
Nicht nur die wirtschaftlichen Randgebiete, nicht nur 'einzelne Wirt- 
schaftszweige wie zum Beispiel das Fremdenverkehrsgewerbe, sondern 
auch bestimmte soziale Schichten würden durch die Annahme der In- 
itiative stark benachteiligt. 

Die Nachteile öberwiegea 
All diese Beispiele - sie liessen sich beliebig vermehren -zeigen, d a s  die 
Nachteile der Initiative deren Vorteile bei weitem überwiegen, nicht 
zuletzt deshalb, weil die zwölf autofreien Sonntilge sich auf die Bürger sehr 
unterscliiedlich auswirken. 
Vergessen wir auch nicht: Viele Fahrten würden, wie die Erfahrungen 
mit den autofreien Sonntagen des Jahres 1973 zeigten, bloss vor- oder 
nachverlegt oder auf andere Sonntage verschoben. 

' Februar 1978 



vom 24. Jiini 1977 

Art. 1 Mitteleuropiiihe Zeit 

l3n der Schweiz gilt dre mitteleuropdische Zeit. 
Die niitieleuropdische Zeit ist die Weltzeit plus eine Stunde. 
' Der Bundesrat bestimmt die Einzelheiten der Messung und Verküudung der 
Zeit. 

Art. 2 Smnjerzeit 
'Der Bundesrat kann, um Ubereinsti~nmung mit benachbarten Sraaren zu 
erreichen, die Sommemi einführen. 
L Die Bonimerzeit ist die Weltzeit plus zwei SMden. 

Der Bundesrat legt jeweils den Zeitpunkt der Umstellung fest. 

Art. 3 Refsre~dum und inkrafttreten 
'Dieses Cmtz  untersteht dem fakultativen Regerendum. 
ZDer Bundesrat bestimnif das Inbafttreten. 

Zoiitarifgesetz 

ndorung .vom 7. Oktober I977 

Die Tarif-Nuninlern 1001.10. 1002.10, 1101.10, 1101.20, 1102.14 und IIOZ.22 
des sahwei7erisihen Gcnerilzolltarifs (Teil B, Einfuhr-Zolltarif) in1 Anbog deR 
Zolltarifgcsckcs vom 19. J~irii 1959 werden wie folgt geiindert: 

Weizen und Mengkorn: 
- nicht denaturiert: 

L002. Roggen : 
........................ 10 - nicht denaturiert 28.-') 

I l O t .  Mehl aus Getreide: 
- nicht &naturiert : 

' - - in BeKAltern von tibei 5 kg: 
P 10 - - -  auS Weizen, Roggen, Spelz und Meng- 

.............................. kom 40.- 
- - in Behältsm von 5 kg oder weniger: 

20 - - -  aus W e i ~ n ,  Roggen, Spelz und M E ~ @  
r karg ; ........... 40.- .................. 

.............................. 22 - - -  anderes 20.- 

1102. Grütze, Griess: Getreidekörner, geschiIlt, W- 
rollt, geschrotet, gequetscht (emsihliesslich 
Flookea), ausgenommen ge%ch2tlter, glasierter I .  oder aoliereer Reis und Briichrcis: Getreide- 

1' keime. auch geniahlen: 
- in ~ehältern von "ber 5 kg: 

P 13 - - aus Weizen, Roggen, Spelz und Mengkorn 40.--1) 
14 - - andere (cinschticsslich Keime aller Getrei- 

............................. L dearten) 4.H)') 

8 )  oairc sowie u»<icrw G E V E I ~ ~  dtcser N~inincrn, <4r rur Hclalellung von Br.,umilzuder Bier ucrucndct 
~ ~ d c n .  unlerliwen a u w  k m  Einfuhrroll cinrm allrusl,l i t t j  von rr. 13.40 g 100 Lp bruiro. vurbehlll- 
!ich der tuin Biinkstct unauordncnh Erle~cl~icrunw. 



rstiFNr Rt,cichnu!n der Ware 7,i1l1inri<. 

- i n  BeliUtern von 5. hg oder weniger: - 
1102.21 - - aus Welpen. Roagen, Spclz iind Mengkorn 40. - 1) 

22 - - dndere (einschliesslicli Keime aller Getrei- 
dcarten) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20. -I)  

11 

Diescs Gesetz iiiiterstelit dem fakultativen Referendurn. 
P Der Bundesrat bestimnit das Inkrafttretcii. 

Bundesgesetz über den Schutz der Schwangerschaft 
und die Strafbarkeit des Schwangerschaftsabbruchs 

vom 24. Juni 1977 

1. Kapitel: Schutz der SchwangersebaR 

Art. I 

' Bei Schwangerschaft haben die unmittelbar Beteiligten Anspruch aiif unent- 
geltliche Beratung und Hilfe. 

Die Kantone erriohten Stellen für cine iimbaende Schwangerschaftsberatung. 
Sie konncii solche Stellen gerneinsan1 errichten, bestelimde anerkennen sowie . 
fiir die Einrichtung und den Betrieb private Organisationen heranziehen. 

'Die Beratungsstellen müssen ober genugend Mitarbeiter und finanzielle 
Mittel verfiigen, tim ohne Verzug die erforderliche Beratung und Hilfe zu 
gewahren. 
'Der Bund gewlihrt den Kantonen Beitrage an die jahrlichen ~ufwendungen 
der Beratungsstellen sowie an die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter. 
Die Beitrsge belaufen sich auf höchstens einen Drittel der awechenbdren 
Kosten. 

2. Kapitel: Shafbaier Abbruch der Schwangerschaft 

Art. 2 Abtreibung 
1. Wer einer Schwangeren die Friicht abtreibt, wird iiiit Ziiclithaus bis zu fünf 
Jahren oder iiiit Gefiingnis hestrafi. 
Die Schwaiigcre, die ihre Frucht abtreibt. abtreiben lässt oder sich in anderer 
Weise an der Tat beteiligt. wird iiiit Gefhgnis bis zu einem Jahr oder mit Busse 
bestraft. Von einer Überweisung an das Gericht odcr einer,Bestrafung der 
Schwangeren kann abgesehen werden, wenn sie in scliwerer Bedrängnis gehan- 
delt odcr einen unuiiglichen Versucli der Abtreibuiig begangen hat. 
Die VerjWhrung tritt in zwei Jahren ein. 

2. Die Strafe ist Zuchthaus bis zii zehn Jahren, wenn der Täter 
die Abtreibung ge@n den Willen der Schwangeren voriiiniint. 
gewerbsn<issig abtreibt, oder 
vordtzlich oder grob fahrlHssig die Gefahr des Todes oder einer schweren 
Körperverletzung der Scliwangeren herbeiführt. 

. . . ,  
.i 

% 
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3. Kapitel: Strafloser Abbruch der Schwangerschaft 

1. Abschnitt: Gründe für den straflosen Abbruch der Schwangerschaft 

Art. 3 Medizinische Grtinde 
I .  Der Abbnich der Schwangerschaft ist straflos, wenn er ausgefuhrt wird. uin 
eine ernste, andcrs nicht vermeidb'tre Gefahr fur das Leben oder die Gesund- 
heit der Schwangeren abzuwenden. 
Die Gefahr fur die Gccundheit iit ernst, wenn die Austragung der Schwanger- 
schart odei die infolge der Geburt dei Kindes zu erwartenden Lobensverhdlt- 
nisse mit grosser Wahrscheinlichkeit 7u einer schweren lind langdaiiernden 
Beeiiitrdclitigung der körperlichen, seelischen oder geistigen Gesundheit der 
Schwangeren ftihten wurden. ' 

2 Ausserdeiii iiiiissen die Folgenden Vornussetzwigen erfullt sein: 
ii. Der EiiigiR niuss durch eineil diplomierten, in der Schweir zur Aiisiibiing 

seines Berufes zugelasseiien Arzt unter klinisclien oder rnediriniscli gleich- 
wertigen Bedingungen auigefrihrt werden; 

b. EF iiiuss ein zustininiendes Kmliches Gutachten vorliegen. das rur die betref- 
fende Schwangerschaft eingeholt wurde; 

C. Die Schwangere niuss dem Eingriff schriftlich zustimmen; ist sie nicht 
urteilrf~ihig, so irr die schriftliche Zuitinimiing ihres gesetzlichen Vertre- 
ters eriorderlich. 

3 Day Giitachten ist von einem für den Zustand der Schwangeren sacliver- 
sthndigen Arrt zii erstatten, der von der Sanitatsbehbrde des Kantons, in dem 
die Schwangere ihren Wohnsitz hat oder i i i  den1 der Eingrilf erfolgen soll, 
bezeichnet wird. Die Kantone erstellen eine Liste dieser Ärzte. 
Ein Exemplar des Gutachtens ohne Nanien der Schwangeren ist vom Ant,  
der den Eingrrff vornininit, innert Monatsfrist der Sanit;itsbeli6rde. dieden Gut- 
achter bezeichnet hat, einzureichen. 
4. Ein Eingriff auf Grund eines Notstandes (Art 34 Ziff. 2 StGB) ist voiii Arzt 
am wichsten Wcrktag der Sanlitatsbeh6rde des Kantons. in den1 der Eingriff 
erfolgte, schriftlicli ru nielden. 

Art. 4 Schwere soziale Notlage 
I .  Der Abbruch der Schwangerschaft ist straflos, wenn zu erwarten ist, dass die 
Austragiing der Schwangerschaft mit grosser Wahrscheinlichkeit zu einer scliwe- " 
ren, nicht anders abwkndbaren sozialen Norlage der Schwangeren rühren 
würde. Dabei sind insbesondere das Alter und die Faiiiiliehverhältnisse der 
Schwangeren zu berücksichtigen. Der Eingriff ist nur zulässig. wenn die 
Schwangere schriftlich zustimmt lind wenn ein für die betreffende Schwanger- 
schaft eingeholtes, .rustinirnendes ärztliches Giitachteii vorliegt, verblinden init 
einein erg2nzenden Bericht über die soziiilen VerhBltnisse der Schwangeren. Er 
darf nur von einein diplomierten, in der Schweiz zur Ausübiing seincs Beriifcs 
zugelassenen Arzt iinter klinischen oder iiiedizinisch gleichwertigen Bcdin- 
ptngen ausgeführt werden. Der EingriR hat inncrt zwölf Wochen nach Beginn 
der letzten Periode zu erfolgen. 

1 2. Ist die Schwangere nicht urteilscäliig, so ist die schriftliche Zustimmung ihres 
gesetzlichen Vertreten erforderlicli. 
3. Giitachten und Swialbericht sind von Personen zu erstatten, die für diese 
Aufgaben geeignet sind und von der Sanitätsbehörde des Kantons, in dem die 
Schwangere ihren Wohnsrtz hat oder in dem der Eingriff erfolgen soll, be- 
zeichnet werden. Die Kantone ersteilen eine Liste der ennächtlgten Personen. 
Ein ~xempfar des ärztlichen Gutachtens und des Sozialberichtes sind ohne 
Namen der Wwangeren voin Arzt, der den Eingriff vomininit, inncrt Monats- 
frist der Santirätsbehördc, die den Gutachter bezeichnet hat, einzureichen. 
Der Sozialberioht ist unentgeltlich. 

Art. 5 Aufgezwungene Schwangerschaft 
1.  Der Abbruch der Schwangenchaft ist straflos, wenn er mit schriftlicher zu- 

Fstimmungder Schwangeren durch einen diplomierten, in der Schweiz zur Aus. 
iübung des Berufes zugelassenen Arzt unter klinischen oder medizinisch gleich- 
wertigen Bedingungen vorgenommen wird, sofern hinreichend glaubhaft ist, 
dass die Schwangerschaft Folge einer strafbaren Handlwg im S i e  der Artikel 
187, I89 Absatz 1, I90 Absatz I oder 191 des Strafgesetzbuohes (Notzucht, 
Schändung, Unzucht mit Schwachsuiuigen oder mti Kindern) ist. 
Ist die Schwangere nicht urteilsfähig, so ist die schriftliohe Zustimnmng ihres 
gesetzlichen Vwtreten erforderlich. . 2. Die Kantone errichten Untersuchungsstellen, welche den Sachverhalt prüfen 
und darüber entscheiden. Zuständig ist die Stelle, in deren Amtsberdch die 
Schwangere wohnt. Artikel 352 und folgende des Strafgesetzbuches (Rechts- 
hilfe) sind 8inngemb.s anwendbar. 

1 Die Stelle ist berechtigt. Zeugen nach den Vorschriften des 3trafverfahrens 
abzuhören. 
Die Stelle kann mit Zustimmung der Schwangeren die Strafbehörden zur Ab- 
kiäning beiiehen. rm übrigen ist allen Behdrden gegenüber das Anltsgeheimnis 

I 
zu wahitn, unter Vorbehalt eines Strafanzeige wegen falschen Zeiignisses und 
der Meldepflicht an die ubergeordnete Stelle. 
Behauptet eine uneilsfiihige Frau, OpTer einer strafbaren Handlung nach 
Artikel 187 oder 189 Absatz I des Strafgesetzbuohes (Notzucht, Scltandung) 
gewesen zu sein, SO kann das Begehren iini Abbruch der Fhwangerschaft nur 
innerhalb von seehs Xip~heietl nach der Tat eingereicht werden. Die Steile ent- 
scheidet ohne Vemg, jedoch spätestens vier Wochen nach Eingang des Begeh- 
rens. Ist ein Kmdals Folgeeiner Unzuchttat (Art. 191 dGB) schwanger gewor- 
den. so entscheidet die Srelie unverzüglich uber das Be&ren. 
Die Stelle meldet ein Begehren nach Absatz 4 eher  übergeordneten Stelle. 
welche das Verfahren ubenvacht und nach Ablauf von vier Wochen sofort ent- 
scheidet, wenn die Stelle noch nicht entschieden hat. 
Das Verfahren ist unentgeltlich 

I 

. ~ j ~ r t .  6 Schiidipung des Kindes . . '. ' I .  Der Abbmch der Schwangerschaft ist straflos. wenn er auf Grund eines . Iizitstimmendal Gutachtens durch einen diploinierten, in der Schweiz nu Aus- . . 



Übung des Berufes zugeiaqsenen Arzt unter klinischen oder inedizinisch gleich- 
wertigen Bedingungen vorgenommen wird. sofern die ernste Gefahr einer 
dauernden schweren geistigen oder kcirperlichen Schiidigiing des Kindes besteht. 

2. Der Eingriff ist niir eulhsig. wenn die Schwangere dem Eingriff schriftlich 
zustimnit. Ist die Schwangere nicht urteilsPAhig, so ist die schr~ftliche Zustim- 
mung ihres gesetzlichen Vertreters erforderlich. 
3. Das Gutachten ist von einem für den Zustand des Kindes Sachverständigen 
zu erstatten, der von der Sanitnitatsbehörde des Kantons, in dein die Schwangere 
ihren Wohnsitz hat oder in den? der Eingriff erfolgen soll, bezeichnet wird. 
Ein Exfaiiplar des Gutachtens ohne Namen der Schwangeren ist vom Arzt, 
der den Eingriff vornimmt, rnnert Monatsfrist der Saiiitätsbehörde, die den 
Gutachter bezeichnet hat, einzureichen. 

2. Abschnitt: Zusjltzliche Bestimmungen 

Art. 7 Amts- m d  Berufsgeheimnis , 
' Die Mitarbeiter der Beratungsstellen und die begutachtenden Sachventan- 

I digen sowie riie von ihnen beigezogenen Drittpersonen unterstehe11 der Geheim- 
haltungspflioht nach Artikel 320 oder 321 des Strafgesetzbuches. Artikel 321 
Ziffer 3 des Strafgesetzbuches (Zeugnis- und Auskunftspflicht) ist nicht an- 
wendbar. 
* Crbrirkt jeniand finanzicllc Leistunpcri durch unwahre Angaben oder bctrü- 
gcrische Machenschaften. so enifalli die Pflicht zur Gehcimhaltunc dieses Sach- 
verhaltes 

Art. 8 ~ G g e r u n g  aus GewissensgriInden 
Niemand ist verpflichtet, bei einem Schwangenchaftwbb~ch mitzuwirken, 
wenn er diac aus Gewissensgrunden nicht verantworten kann. Die Weigemog 
ist ohne Verzug bekanntzugeben. 

Art. 9 Kosten des Gufnclitens und des Eingriffs 
Die Kantone sorgen dafur, dass fur die Gutachten nach Artikel 3, 4 und 6, 
für den Eingriff und die unmittelbar datnit nisqmnienhingenden Kosten Tarife 
mit niedrigen Ansstzen angewendet werden. Diese Tarife sind nach Anhoien 
der interessierten Bernfsvereinigungen aufzusteUen. 

3. Abschnitt: Strafbestimmungen 

Art. 10 Nichtbeachtung sachlicher Voraussetzungen 
I Der Ant ,  der grobfahrliissig anninirnt, n liege ein gesetzlich anerkannter 
1 Grund vor, und dip Schwangerschaft nt Unrecht abbricht, 

der begutachtende Suchverstiindige und die für die Bewilligung des Schwanger- 
schaftsabbruchs mstkndigen Personen, die grob fahrlassie das Vorhandensem 

I 

fehlender gesetzlicher VorausSetzungen für den Schwangerschaftsabbruch be- 
scheinigen, 
werden mit Gefingnis oder mit Busse bestraft. 

Art. 11 Nichtbeachtung foriiieller Voraussetzungen 

1 I .  Der Arzt. der aus einem der gesetzlich anerkannten Gründe die Schwanger- 

' I schaft abbricht, 
ohne dass die Zustimmung der Schwangeren oder ihres gffetzlichen Vertreters 

4 schriftlich vorliegt, 
ohne da% das Gutaohten durcheinen nach Artikel 3 Ziffer 3 Absatz 1, Artikel 4 
Ztffer 3 Absatz 1 oder Artikel 6Ziffer 3 Absatz 1 bezeichneten Sachverstdndigen 
erstattet worden ist, 
ohne den Eingriff tmter klinischen oder mediunisch gleichweiiigen Bedin- - 
gungen vorzunehmen, 
ohne diplomiert und in der Schweiz zur Aosübung des Berufes zugelassen zn 
se?, 
wird, wenn er vors~izlich handelt, mit Haft oder niit Busse bestraft. Bei Ruck- 
fall kann auf Gefd. ngnis erkannt werden. 
Die Schwangere bleibt in diesen Fallen straflos. 

2. Der Arzt, der vorsätzlich die Meldung nach Artikel 3 ZtiTer 4 unterlasst, wird i niit Haft oder mit Busse bestraft. 
3. Der Arzt, dei vorsatzlich das Gutachten nach Artikel 3 Ziffer 3 Absatz 2, 
Artikel 4 Ziffer 3 Absatz 2 oder Artikel 6 ZiRer 3 Absatz 2 nicht einreicht, wird 

I . mit Haft oder mit Busse bestraft. Im RiickfaJi kann auf Gefängnis erkannt 

I " 

werden. 

I Art. 12 Obersohreitung der Tarife 
Wer die Tarife nach Artikel 9 überschreitet, wird mit Gefangnis bis zn  sechs 

I Monaten oder mit Busse bestraft. 

1 I, I- 
1 .  

, Art. 13 Strafverfolgung 
Verfolgung und Beurteilung der nach diesein Gesetz strafbaren Handlungen 
obliegen den Kantonen. 

4. Kapitel: Ausfiihrnngsbestimmunge~ 

.. ' 4 Art. 14 Kantonale Vereinbarungen 

Die Kantone kdnnen über die gemeinsame Errichtung von Untersuchune 
stellen nach Artikel 5 Vereinbarungen treffen. 

' 2 Kann die SaniP2tsbeliärde eines Kantons keine Liste nach Artikel 3 Ziffer 3 
Absatz 1 und Artikel 4 Ziffer 3 Absatz 1 mit mehreren Personen zur Wahl vor- 
legen, so gibt sie msamiiien mit der Sanitätsbehorde eines andern Kantons, vor- 
zugsweise eines Nachbarkantons, eine gemeinsame Liste heraus. 



Art. 15 Bestimmungen des Bundesrates 
Der Bundesrat erlisst nach Anhören der Kantone Bestinimwen über 

a. die Beratungsstelle nach Artikel I und die an  sie zu leistenden Beitrhae; 
b. die Untersuohungsstelle und die beaufsichtigende übergeordnete Stelle 

nach Artikel 5; 
C. die Meldung der Eingriffe nach den Artikeln 3-6 an das Eidgenossische 

Statistis~he Amt. 

5. Kapltel: Änderuog bisherigen Rechts 
,a "'. - ';:' j L; 

Art, 16 I, ' 1" 

1 Die Artikel 118- 121 iuid 21 I des Strafgesetzbuches werden aufgehoben. 
8 Das Bundesgesetz iiber die Kranken-'und UnEallversicherung wird wie folgt 

Art. 12qUO'er Illbis.  Luistwrgm h e ~  Srhi~~anger~r~huJi iitr~iAbbruc11 einer Schii'anger- 
schiift. 

Im Falle der ärztlichen Begutachtung und des straflosen A b b w h s  einer 
Schwangerschaft im Sinne des ~undeigeietzes vom 24. Juni 1977 über den 
Schuh der Schwangenehaft und die Strafbarkeit des Schwangerschaftsabb~ch~ 
haben die Krankenkassen mindeMens zu gewähren: 

L. den für Krankenpflege Versicherten die Leisbgen nach Artikel 12; 
2. den für Krankengeld Versicherten @in tagliches Krankengeldnach Artikel 

1 Zb'" 

6. Kapitelr Schlwbestimmungen 

Art. 17 Ubergangswcht 
Die Kantone emichten die Beratungsstellen nach Artikel I innert zweier Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Gesstzes. 

Art. 18 Inkraftsetzung 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Rekrendum. 
'Der Bundesrat veröffentlicht das Gesetz im Bundesblatt, wenn die Volks- 
initiative «für die Fristenlosungn zurückgezogen oder verworfen wird. 

Der Bundesrat bestimmt das hkafttreten. 

Bundesgesetz über die Förderung 
der Hochschulen und die Forsfhung (HFC) 

voiii 7. Oktober 1977 

1. Titel: ,2llgenieine Bestirnoiungen 

Art. I Zweck 
Das Gesetz benveckt 

J. die Forderuiig der küiitonalen Hochscliiilen und der Forschiing; 
h. die Koordination des sch~eizeriscfien Hochschul~veseni undder mit Bun- 

deaiiiirteln finanzierte11 Forschung, 
c. ctie Wahnlng des freien Zugangs ni den Hochschulen in Ziisaiilinenarbeit 

init allen Kantonen. 

Art. 2 Gelhtngsbereich 
Das Gesetz gilt Sur 

.i die Empfdnger von Buiidesniitteln aiifgrund der F6rderung der Hoch- 
sohulen und der Forschung; 

b. die Hoihschulen des Blindes und ihre Annexanstallen; 
. C die mit der Biindesforscliung beauftrdgten Stellen. 

Art. 3 G ~ n d s a t z e  
1 Bimd und Kantone sorgen fiir die kodrdinierte Bereitstellung, den wirksamen " Einsatz und die wirtschaftliche Verwendung der Mittcl fur Hocliscliule und 
Forschiing und berucksichtigen die kultiirelle Vielfalt. 
= Die Freiheit von Lehie und Forschung dn den Hochschulen darf durch die 
Anwenciiing dei Gesetzes nicht beeintraclitigt werden. 

2. Tilel: Koordination 

Art. 4 hlitlel der Koordination 
'Blind und Kantone koordinieren die Tdtigkeit der Hochscliiilen und die - 

Fomhung durch 
a. gemeinsame Planung; 
b. gegenseitige Informdtion; 
C. Vereinbarungen: 
d. Enipfehlungen. 
Um die Koordination zu gewohrleisten, kann der Bund an die Ausrichtung 

von Beiträgen Bedingungen knupfen. 



1. Kapitel: Hochschulen 

1. Abschnitt: Grundsätze und Begriffe 

Art. 5 Zusammenarbeit 
Bund und Kanione legen genieeinsam den Auf!gabeiibereich und den Ausbdu 
ihrer Hochschiilen fest. 

Art. 6 Gleichbeliandliing 

> Biind und Kantone sichern die Gleichhehandlung aller Schweizer, der Biirger 
des Fiirstentuins Liechtenstciii. der niedergelssenen Auslander iind Flucht- 
linge bei der Ziilarsung r i i  den H«chscli&ilen. 

Art. 7 Beitritt zu interkantonalen Vereinbarungen 
' Der Bund kann einer interkantonalen Vereinbarung Uber die Zusamnien- 
arbeit 7wischrn Hochschulkantonen und Niclirhoehschiilkaniuncn beitreten, 
die den gesaiiitschweimrkchen Lastenaii?gleich aiif den1 Gebiet des Hoch- 
schulwesens verwirklicht. 

Der Bundesrat entscheidet uber den Beitritt des Bundes. 

Art. 8 Hoclischiiikantone * V 

Hochscliiilkantone sind die Sitzkanione der Hoclischiilen Basel, Bem. Frei- 
burg, Genf, Lausanne, Neuenbiirg, SI. Gallen und Zürich und der nach 
Artikel 9 anerkannten neuen Hoclischulen. m: 

ih  I 

Art. 9 Neue Hochschulen 

Die Bundesvcrsaniinhmg kann durch einen allgcmeinverbindlichen, dem 
Referenduiri nicht unterstellten Bundesbcscliluss neue Hocluchulen anerken- 

' M ,  

nen und dem Gesetz unterstellen. 

Art. 10 SelbstJndige Hochschulinstitutionen 

'Selbständige Hocbschiilinstitutionen sind voni Bundesrat anerkannte Ein- 
richtungen, die Hochscliulaufgaben wahrnehmen lind keiner bestehenden . 
Hochschule eingegliedert werden können. 

1 .  
2 Der Bundesrat entsclieidet auf Anfrag der Regierungskonferenz über ihre . ,, 
Unterstellung unter das Gesetz und die anwendbaren Beitragssälze. 
a Die Rcgierungskonfcrcnz prlirt periodisch: ob die selhständigen Hochschul- I., 
iiistitutionen weiterhin beitrapbereehtigt sind. m 

a.  die Ziele für die Entwicklung des Hochschulwesens; 
b. die Enhvicklimgsplänc der Hoclischulen: 
C. das Mehrjnhresprogramm für das Hochschulwesen. 

1 Die Ziele des ~ochschulw~sens en,thalten die allgeineinen Vorstellungen über ~ 

die langfristijje Entwicklung der schweizerisclien H~chscliulen. 

%Sie dienen als Grundlage für die Erdrbeimng der Entwicklungspliine und des. 
Mehrjahresprograniiiis. 

' Der Wissenschaftsrai arkitet  nach Anhüren dcr iiiteicssierien Kreise Vor- 
schläge aus und unterbreitet sie dem Vorsteher des Eidgenö~sischen Departe- 

3 nients dcs liinern ziir Prüfung. t' ." 
Die Regieningskonferenz bestimnit die Ziele; sie passt sie veränderten Ver- 

-. hältnissen an. 

Art. 13 Entwickhingsplline 

1 'Die Entwicklungspläne bestehen aus ciiieni Sach- iind einem Finanzplan für 
eine Beitragspcriode von mehreren Jahren. 

DZF Sachplaii gibt diiskunft iiber die Entwickliing 
a. der Studienrichtungen und des St~idienplat7angebots; 
b. der Grundausrüsiung für die Forschung; '. , ,  ,,/ 

i C. der Dienstleistungen; ' , I  
d. der Studentenwolilfahrl: I _  

I e. der Verwaltung; :I NI , 
f. des Personalbe~tandcs. 

; I 8 Der Finaiizplan gibt Auskunft iiber die vorgesehenen 
a. Betriebsaufweiiduiigen: 

i b. 1nvestitions;tubendungen; 
I *  .- 

4 C. Reserven.; 
d. Einnahmen. 

6 Biind und Kantone legen die Entwickliingspläne ihrer Hochschulen der Re- 
gieruiigskonferenz vor. Die Pläne sind veränderlen Verhältnissen anzupassen. 

Art. 14 Mehrjaliresprogiamm 
' Die Regieruiigskonferenz stimint dic Entwicklungsplane aufeinander ab  lind 
esrellt daraus das Mchijahresprogr:iiiini. 

Sie achtet dabei auf die (lbereinstiiiin~ung des Melirjahresprogiaiiims mit den 
Zielen des Hochschulwesens, den Mehrj,ihre.ipliinen der Institutionen der 
ForschungsTOrderring und mit der Bundcsfoirchunp. 
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Sie unterb~eikt das Nehrjabprogramm dem Butidwrat und den kantona- 
len Regierungen zur Geiiehmigung. 
" Das Mehrjahresprowanim bildet die Grundlage der Entscheidungen des 
Bundes und der Kanione für die Finanzplanung, die Rahmenkredite und die 
Voranschlage. 
' Es ist veranderten Verhältnissen anzupassen. 

Art. 15 Planungsgrundritze 

,, ' Die Regierungskonferenz legt die PIanungsgninds&tze fest. 
' Diese enthalten namentlich Vorschriften über 

a. den Aufboli der Entwicklungspl2ne; 
b. die Kostensch'atzungen; 
C. dieBerechnung des Studienplatrangebotes einzelner Studienrichtungen; 
d. die Aufstellung des Mehrjahrwprogramins. 

3. Abschnitt; Scherung der StudieiiKafze 

Art. 16 Studienplatuingebot und Zulassung@cdingungen 
' Dio Regiemgskonfemnz ermittelt anhand der Planungsgrundsätze die Zahl 
der verfugbaren Studienplätze jeder Hochschule fur StudienriChtunge& in 
denenein Mangel an Platzen droht. Die festgelegten Zahlen sind für die Hoch- 
schulen verbindlich. 
*Sie erl&f Richtlinien über ddie Zdassungsbedingungen an den Hochscliulen. 

Art. 17 Zuteiliing von Studienplatzen 
'Ist das Studienplillmngebot flir einglne Studionrichh~ngen an einer Hoch- 
schule erschöpft, sq, teilt dte Regicrungskonfeienz den betroffenen Studien- 
anwiirtern Studienplatze an andern Hocltsahulen zu. 

Sie r w l t  das Verfnhren. 

Art. 18 Massnahiiim des Bundcs 
' Zeigt die Planung, dass in der Schweiz die verfügbaren Studienplätze filr 
einzelne Studienrichtungen nicht ausreichen werden. so beantragt der Bondes- 
rat der Bundeswrsiunmlung auf Vomehlag der Regierungskonferenz die er- 
forderlichen zusiitzlichen Massnahmen und Mittel. 
Y Durch einen alkemeiiiverbindlichen, den1 Referendum nicht iinterstellten. 
befristeten ~uAde9besihluss kann die Bundesvenammlung den Bundesrat be- 
auftragen 

a. an die zwatzlich erforderlichen Aufwendungen der Kantone fur nneue 
Smdienplützeeinen Beitrag von h6chstehs 70 Prozent füi Investitionen lind 
hikhstens 60 PPaent für den Betrieb w leisten: 

,, b. aqden bundeseigenen Hochschulen die Zahl der Studienplatze in den be- 
stehenden Diszjplinen angemessen zii erhuhen. 

' 'Die Regierungskonferenz schlagt den Kantonen Vereinbarungen vor, um 

C gemeinsam Notlagen zu verhindern und zu beheben. 

2. Kapitel: Forschung 

1. Abschnitt: Grundsätze und Begriffe 
.,J 

Art. 19 Grundsatze 
Bei den ~assnahmenzugunstender Forschung sorgt der Bund namentlich fur 
a. die Koordination mit der HochschulForderung, insbcsotidere die Einheit 

von Lehre und Forschung; 
b. ein ausgewogenes Verhdltnis von Grundlagenforschung und angewandter 

Forschung; 
C. die Berücksichtigung der Bedurfnisse der Gaellschaft, insbesondere der 

Wirtschaft; 
d. die internationale wissenschaftlicl~e Zusammenarbeit; 
e. einen den Bedurfnissen entsprechenden Ausbau der wissenschaftlichen 

Hilfsdienste, insbesondere der Dokunientation. 
Er berücksichtigt dabei die ohne Bundeshille durchgcfuhrte Forscliung in der 

Schweiz. 

Art. M Forschungsforderung und Bundesforschung 
Die Forschungsforderung umfasst die von den Institutionen der Forschungs- 

törderung mit Bundesmittein durchgefuhrten Massnahnien zur Mlege und 
Entwicklung der Forschung. Sie berucksichligt vor allem Aufgaben, die zweck- 
massigerweise von den Wissenxhaftern in  eigeuei Vemntwortung zu losen sind. 
B Die Bundesforschung umfasst 

a. die von der Bundesverwaltung fur die Erfullung ihrer Aufgaben selbst 
durchgeführte oder m Auftrag gegebene Forschung; 

b. die an den Hochschulen des Bundes und thren Anne~anstallen mit eigenen 
Mitteln betriebene Forschung; 

c. die vom Bund unintttelbar unterstützte Forschung. 

Art. 21 Auswertung der Fonchungsergebtiisse 
Die Ergebnisse der mit Bundesmltteln durchgefuhrten Forschungen werden 
allen lntewsierten zur Verf"gunggestellt. Besondere gesetzliche Bestimmungen 
bletben vorbehalten. 

2. Abschnitt: Forschungsförderung 

Art. 22 Institutionen 
Die Forschungsforderung obiiegt folgenden Institutionen 

a. dem Schweizerischen Nationalfonds zur Föiderung der wissenschaftlichen 
. Forschung: 
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b. der Schweizerischen Naturforschcnden Gesellschaft, der Schweizerischen 
Geisteswissenscbaftlickn Gesellschaft, der Schweizerischen Akademie der . ~ t .  27 tiberprufung der Mehrjahres~ldne 
medizinischen Wissenschafren sowie weiteren vom Bundesrat anerkannten B u n d ~ r a t  überpruft die Mehrjahrespline auf ihre 
wissenschaftlichen Dachgesellschaften und Akademien; a. gegenseitige Abstiinmung; 
weheren vom Bundesrat anerkannten Organisationen, die sich nicht in b. Übereinstimmung niit den Zielen der Forschungsforderung und der 
eine bestehende Dphgesellsrhaft oder Akademie eingliedern lassen. Bundesiorschung; 

Koordination mit dem Mehrjahresprogranim für das Hochschulwesen. 

NI. 23 Forschungsaufgaben im nationalen Interesse 

Der Bundesrat überträgt Institutionen der Forschungsförderupg besondere, im Art. 28 Verteilungsplan 
nationalen Interesse liegende Forschunwufgaben. ET beauftragt namentlich 1 ~m Verteilungsplan legen die Insttt~iiionen der Forschungsforderung dar, wie 
den Nationalfonds, die nationalen Forscbungsgrogramme i u  erarbeiten und sie ihre Mittel im kommenden Jahi zu verwendetl beabsichtigen. 
durehzuflihren. *Der  Verteilunsplan ist von den institutionen der Forschungsforderung im 

I Vorjahr auszuarhten, zu brgrsnden und dem Bundesrat zur Genehmigung 

Art. 24 Planung vorzulegen. 
Die Planung der Forschungsförderung umfasst 

a. die Ziele der Forsehunmförderung und der Eundesfnrschung; Art. 29 Planungsgrundsatze 
b. die Mehrjahrespltine der Institutionen dei Fotschungsförderung; 3 Der Bundesral erlasst nach Anhoren der Regierungskonferenz, des Wisseii- 
C. die jährlichen Verteilung~~lane der Institutionen der Forsehungsförder~n~, schaftsrates und der Lnstitutionen der Forschungsförderung die Planungsgt und- 

sätze. 
Art. 25 Ziele Die Planungsgrundsitze legen namentlich den Aufbau und den Inhalt der 

' Die Ziele der Forschungsförderung und der Bundesforschung enthalten die Mehrjahresplane fest. 

allgemeinen Vormellungen über die langfristige Entwicklung und die Schwer- 
punkte der Forschunmforderung und der Bundesforschung. 

3. Abschnitt: Bundesforsohung %Sie dienen als Grundlage f i r  die Erarbeitung der MehrjahtesNbe und ge- 
mäss den Vorschriften des Bundesrates fur die Planung der Bundesforschung. ' Art. 30 Anwendung des Gesetzes 

Der Wissenschaftsrat arbeitet nach Anhören der interessierten Kreise Vor- L Der Bundesrat regelt die Anwendung des Gesetzes aufdie Bundesforschung, 
schläge aus und unterbreitet nie dem Bundesrat. insbesondere deren Koorduiation mit der Tatigkeit der Hochschulen und mit 
'Der Bundesrat betinimt die Ziele der Fnrschungsförderung und der Bundes- der Forschungsforderung. 

forschung nach Anhören der Regierungskonferenz und der Iiistitutionen der 9 Die Bundesforschung berucksicbtigt nach Mbglichkeit die bestehenden For- 
Forschungsförderung: er passt sie veränderten Verhalmissen an. schungseiniichtungen, vor allem diejenigen der Hochschulen. 

Art. 26 Mehrjahresplane 1 Art. 31 Forschungsaufträge 
7 i - ' Die Mehrjahresplane geben Auskunft über 

% 
L Für Aufgaben im nationalen Interesse kann der Bundesrat Forschungsauf- 

a. die voraussichtlich zu unterstützenden Forschtmgsberetehe; trage erteilen oder sich an den Kosten von Fonchungsiorhaben oder von For- 
h. die Reserven für mutmrtssliche Aufwendungen zur Förderung der For- schungsinstitiitionen beteiligen. 

schung; 'Zur fachlicheii Begutachtung konnen Beiatungsorgane eingesetzt oder bei- . C. die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses; gezogen weiden. 
d. die weiteren beabsichtigten Massnahtkn zur Förderung der Forschung: 
e. die Verwaltung: 
f. die personellen und finanziellen Auswirkungen. Art: 32 Forschungsstaiten des Bundes 

Vede  Institution der Forschungsförderung arbeitet einen Mehdahresplan aus Die Bundesversaminlung kann durch cinen allgemeinverbindlieben, dem 
und legt ihn dem Bundestat zur Genehmigung vor. Der Plan ist veränderten Referendum nicht unterslellten Bundesbeschluss Fonchungsst~tten ganz oder 
Vethältnissen anzupassen. teilweise übernehmen, errichten oder aufheben. 



3. Titel: Förderung 

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 33 Mehrjalirip Kredite 
Die Bundesversaminlung entscheidet uber die Kredite, die zur Duccbfuhrung 
des Mehrjahresprogramrnes fur das Hochschulwesen und der Mehrjahresplane 
der Institutionen der Forscbungsforderung notwendig sind. 

Art. 34 Auszahlung 
Die Beitrage werden auf Grund des Voranschlages des Bundes fui die im Mehr- 
jahresprogramm und in den Mehrjahresplänen vorgesehenen Ausgaben aus- 
bezahlt. 

2. Kapitel: Beitrage zur Förderung der Hochschulen 

1. Abschnitt: GrundsHtze 

Art. 35 Beitragsberechtigung 
Beitragsberechtigt sind 

a. die Hochschulkantone; 
b. die selbständigen Hochschulinstitutionen; 
C. die Kantone, die neue Hochschulen planen. 

Art. 36 Beitragsarten 
Beitrage werden geleistet an Aufwendungen für 

a. den Betrieb; 
b. die Investitionen; 
C. die Planung von neuen Hochschulen sowie von neuen Faknltaten oder 

Abteilungen an bestehenden Hochschulen. 

2. Abschnitt: Betriebsbeiträge 

Art. 37 Berechnung 
' Die Bettiebsbeiträge werden auf Grund der anrechenbaren Betriebsaufwen- 
dungen des Vorjahres festgesetzt; sie sollen jedoch den von der Bundesver- 
sammlung Fur eine Beitragsperiode genehmtgten Zahliingsrahmen nicht uber- 
schreiten. 

- 

' Anrechenbar sind die im Mehrjahresprogiamm vorgesehenen Aufwendungen 
fiir Besoldunqen und Sachkosten. 

Der Bundesrat regelt die Anrechnung der Aufwendungen fur die Ausbildung 
von Medizinstudenten in den klinischen Semestern. 

Art. 38 Ansätze 
1 Die Ansätze betragen je nach Finanzkraft der Kantone Z U 0  Prozent. 

*Nach ErhOhung geiiiwsq Artikel 39 betragen die Beiriebsbeiträge niindesiens 
$5 urid hochstenq 50 Pro~ent der anreihenbürcn üeiriebsk<isten. 
d F ~ r  neue Hochschulen kann die Bundesversamiiilung die Ansatze Cur die 
ersten acht Beiriehsjahre iirn höohslens 10 Prozent erhöhen. 

Art. 39 Zuschlag fiir ausserkantonale Studierende 

Für die Ausbildung ausscrkantunaler Studierender wcrden die ~nsakze  fur 
die Betriebsbeitfdge durch einen Zuschlag erhöht, wmn die Gleichbehand- 
Iungsregel nach Artikel 6 und die Entsuheidungen der Regioungskonferenz 
nach Artikel 51 Absatz I Blichstaben ba eingehalten werden., 

Der Zuschlag wird wie folgt berechnet: das Verhiiltnis der zahl der, auser- 
kantonalen Studierenden zur Gesamtzahl aiier Studterendm der betreffenden 

i Hochschiile wird mit der Halfte dqs anwendbaren Beitra~sr&titzesmultipliziert. 
L 

I Art. 40 Anrechenbare Besoldungen 
1 Anrechenbar sind die Besoldiuiyen fiir das in Lehre, Forschuilg und Hoch- 
schulverwaltung tütige Personal. 

Aus~er Betracht fallen Besoldungen 

i a. die nicht von den Kantonen getragen werden, ausgenonimen direkte Bei- 
trhge kirchlicher Einrichtungen an die theologischen Fakultaten; 

b. des Lehr- und Forschungspeisonals, soweit sie die von der Regierungs- 
konferenz festgelegten HochstansBtze iibenchreiten: 

C. der an Hochschulkliniken oder anderen Einrichtungen tatigen Personen, 
soweit diese nicht A u f g a b  der Hochschulen erfüllen. 

Art. 41 Anrechenbare Sachkosten 
Anrechenbar sind die Sachaufwendungen fiir Lehre und Forschung, Studenten- 
wolilfahrt und Hochschulverwaltung. Dazu gehören die Kosten fiir 

a. den Gebäudeunterhalt und kleinere bauliche Masmahmen; , 
b. die Miete von Gebäuden; 
C. die laufenden Anschaffiingen lind den Unterhalt von Apparaten: 
d. die Mobiiaranschaffungen, die nicht als Investitionen gelten; 
e. das Verbrauchsmaterial für Unterricht, Forschung und Verwaltung: 
f. die laufenden Bibliothekanschaffungen. 

3. Abschnitt: Investitionsbeiträge 

Art. 42 Berechnung 

Die Investitionsbeitrage werden aufgmnd der im Mehrjahresprogramm vor- 
gesehenen lnvestitionen berechnet. 

Art. 43 Ansätze 
Die Ansäfee betragen je naeh Finanzkraft der Kantone 4060 Prwnt .  



Art. 44 lnvstitionen 
Als In\estitioncn gelten die dcr Lchre und Forschung, der Studentenwohtfahrt 

iind der Venualtung dienenden Aufwendungen für 
a. dic Pliinung von Hochschulbaiiten: 
b. den Erwerb, die Neuerriclitung und den wesentlichen Unibau von Geliau- 

den, eeischiiesslich ihrer Er~teini~ichtiing oder der Neuaiisstattung dieser 
Gebaude; 

C. die Anichaffung und Inslallatioii von Apparaten: 
d. die Anschitffung oder Benutzung von Anlagen frir die Diltenverarbeitung; 
e. die Neueinrichtung odcr aiisrroidentliche Erweiterung von Hochschul- 

bibliothckcn und den Aufbau von Dokumentationsdiensten. 
Ausser Betracht fallen 
a. die Kosten fur den Landerwerb; 
b. Investuionen. die einen vom Biindesrsit fesfziisetzenden Mindestbetrag 

nicht erreichen: 
C. die Abgaben an Kantone und Gemeinden sowie Kapitabinsen, 

Bei baulichen Investitionen sind die allgcnicin anerkannten Regeln des ratio- 
nellen Hochschiilbdus, insbesondere einsclilag'ge Ktiben- und Flachenricht- 
werte zu berücksichtigen. 

4. Abschnitt: Pianungskosten 

Art. 45 
Der Bundesmt kann aufAntrag der Regienin~konfeivnzBeitrAge b i s ~ u  50 Pro- 
zent an die Kosten für die Planung neuer Hochschulen sowieneuer Fakultaten 
odcr Abteilungen an bestehenden Hoclischtilen gewiihren. 

3. Kapitel: Beiträge zur Forschungsförderung 

Art. 46 Beitragsberechtigung 
Die Institutionen der Forschunpforderung sind beitragsberechtigt. wenn der 
Bundesrat ihrestatiiten und Rerleniente. soweit sie Aufmben nach den1 Gesetz - 
betreffen, genehmigt hat. 

Art. 47 Beiträge an den Schweizerischen Nat~onalfonds 
Der Schweizerische Nationalfonds zur Fordening der wissenschaftlichen 
Forschung erlialt Beitrage fur die Eriiillung der ihm ubcrtragenen Aufgaben, 
namentlich um 

a. Forschungsprojektc zii fordern; 
b. die nationalen Forscliungsprogramme zu erarbeiten und durchzuführen; 
C. den wissenschaftlichen Nachwuchs zu fordern: 
d. die Mitarbeit von qiialifiziorten Forschern fur Hochschulen und For- 

schungsinstitute ni sichern: 
e. die Veroffenrlichung von i~~issenschaftlicben Arbeiten und dre Auswertung 

von Forsehungrcrgehnissen zu unterstutzen; 

f. sich an der internationalen wissen$chaftlichen Zusammenarbeit ztl betei- 
ligen. . 

DEe Wtr%ge dienen auch zur Deckung der Verwaltuwkosten. 

AI% 48 Wisseiuchaftliche Vqteinigungen 
'Anerkannte' wissenschaftliche Dachgeseilschaften und Akademien sowie 
anderc anerkannte 0rg;inisationen erhalten Beitriige: sie verwenden sie nanlent- 
licb um 

a. wisscnschaftliche Erkenntnisse zii  verbreiten. die das Vcrstindnis der 
Öffentlichkeit für die Wissenschaft \erbessern können: 

b. die Zusammenarbeit undden Gedankenaustaiscli zwi$chen den Forschern 
zu f&dern, alsbesondere dtirch Veranstaltung und Unterstützung wissen- 
schaftlicher Tasunaen: - - 

C. die internationale wissenschaftliche Ziisummenarbeif mit ähnlichen aus- 
landischen oder internarionalen Institutionen zu pflegen: 

d. wissenschaftliche und wissenschsftspolitische Stirdien und Erhebungen 
durchfuhren;  

e. wissenschaftliche ZeitschrifIen und anderc Vereffentlichungen zu unter- 
stützen: 

f. langfristige wissenschafiliche Projekte durchzuführen oder durchführen zu 
lassen: 

g. wisscnschaftliche Hilfsdienste zu schaffen iind zu betreiben. 
Die Beitrage dienen auch zur Deckuiig der Verwaitungskosten. 
1 Der Bundesrat kann den wissenschaftlichen Vereintgungen Aufgaben aber- 
tragen, die nach dem Gesetz ZU erfüllen sind. 

Art. 49 RucklRhlung 
Wenn die Eraebnisse der mit Bundesmitteln unterstiitzten brschungsar- 

beiten wirtschaftlich !~~iiutzr werden. kennen die lnstitutionen der Forschunps- 
färderung die Rückzahlung der gewdhrten Mittel nach Massgabe der erzieitcn 
Ertrage und eine angemessene Gewinnbeteiligung verlangen. 

Dieentsprechenden Einkiinfte sind für die Forschiin&ifrdderung zii verwei~den. 
i 

4: Titel: Organisation 

1. Kapitel: Regier&konferenz für Hochschulfrngen 

= 1. Absehaitt: Aufeben 

Art. 50 Grundsatz 
Die Regierungskonferenz sicher1 die Zusamnienarheit von Bund und Kantonen 
auf den] Gebiete des Hochschiilwesens und der Forschung. 



Art. 51 Befuynisse 

I Die Regieriingakonferenz eiitscheidei uber 
a. die Ziele und Planungsgrundsitze fur das Hochschulrvesen: 
b. das Studiennlatzan#ebot an den einzelnen Hochschulen. - 
c. die Richtlinieii ubei die Zrilassungsbe&ngungen: 
d. die Zuteiliing von Studienpbitzeii; 
e. die Festlegung der fur die Belriebsbeitriige anrechenbaren H~chstbesol- 

dungen des Lehr- und Forschungspersonals. 

'Sie unterbreitet das Mehrjahresprogramm dem Bundesrat und den kanto- 
n a l e ~ ~  Regierungen zur Genehmigiing. 

' Sie beantragt 1 

tufionen; 

- d 
d. die Anerkennung neuer Flochschulen und selbstandiger Hochschulmstt- 

b. die Gewahrung von Beitrugen an Phnungskosien; 
C. Massnahmen zur Sicherung des Studienplatzangebotes. 

'Sie nimmt Stellung zu 
a. den ihren Aufgabenkreis betreffenden Ausfuhrung8bestimmungen des 

Bundesrates: 
b. den Zielen und Planungsgrundsatzen fur die Forschungsfbrderung. soweit 

sie die Hochschulen betreffen; 
C. den Mehrjahresplanen der Institutioneri der Forschungsförderung. 

Sie erlhsst Enipfehiungen aber die Zusammenarbeit der Kantone im Hoch- 
schrilweesen, insbesondere zwischen Hochschul- und Nichthochschulkantonen. 

Art. 52 Weitere Aufgaben 
'Der  Bundesrat hann der Regierung~konferenz weitere Aufgaben zur Durch. 
fiihrung des Gesetzes iibertragcn 
L Durch Vereiiibarungcn konnen Bund und Kantone die Regicrungskonrerenz . 
ermachtigen. 

a. Beitrage für den gcsamtschweirerischen Lastenausgleich i n i  Sinne des 
Ciesetzes LU verwenden; 

b. weitere Aufgaben auf dein Ciebiei von Hochschule und Forschung wahr- 
7unehmen. die nicht im Gesetz geregelt srnd. 

2. Abschnitt: Organisation und Entrcheidungen 

Art. 53 Zusammensetzung 

I Die Regierungskonferenz seilt sich zusftminen aus 
a. dem Vonteher des Eidgenössischen Departements des Innern, 
b. je einem Mitglied der Regierung jedes Hochschtilkanlons; IlIR . 
C. drei von dei Konferenz der kaiitoniilen Erziehunzsdirektoren bezeichneten 

Mitgliedern von Rcgierungcn der Nichtliochschiilkantuna. 

* Der Pr.isideiit des Schweizerischen Schulrates nirnnit an den Sitzungen der 
Regierungskonferenz mit beiatender Stimme teil. 

I 

A&. 54 Organisation 
' Ptüsident der Regierungskonferenz ist der Vorsteher des Eidgendssischen 
Departements des lnnern. 
*Die Regierungskonferenz kann FachsteUen und Kommissionen für die 

I 
Yorberatung besonderer Aufgaben dnsetzen. Sie achtet auf eine angemessene 
Vertretung der Hochschulen und deren Angeboriger. 

Sie verfuy über ein Sekretariat. 

'Sie legt ihre Organisarion und GesckAFtsführung i n  einem Reglement fest. 

I 'Die Kosten der Regicrungskonterenz und h e r  Fachstellen und Knmmis- 
sionen uerdcn je zur Hiiltte von Biind und Kantonen getragen. 

Art. 55 Entscheidungen 
'Entscheidungen der Regieriingskonferenz kommen zustande. wenn zwei 
Drittel der Vertreter der Kantone w d  zwei Drittel der Vertreter der Hochschul- 
kantone sowie der Verlreter des Bundes zustlnimen. 

*Drei Mitglieder der Regicrungskonferenz können die Stimmab@be des 
Bundesvertreterr binnen 30 Tagen durch eine schriftliche Eingabe mit Bcgrun- 
dung beim Bundesrat anfechten. 

Art. 36 Komn?ission fiir Hochschulplanung 

' Die Kommission für Hochschulplanvng untersteht der Regicrungskonferenz, 
die sie nach Anhbren der vertretenen Stelle~i bestellt. Sie bestcht aus je einem 
Vertreter der Stellen, welche' die Entwicklungspltine der Hochschulen aus- 
arbeiten, des Eidgenössischen Departementes des lnnern und des Natinnal- 

I fonds. Den Vorsitz Führt ein Mitglied, das einen Kanton vertritt. 
Die Knnimision erarbeitet zuhanden der Rqgiorruigskonfenenz 
a. die Planiingsgrundr5tze fiur das Hochschiilwesen: 
b. Slelldnmahmen zu den Zielen d a  Hochxhiilwcsen~ und der Forschung: 
C. das ~ehrjahresprogramm. 

W i e  Regierungskonferenz kam ihr weitere Aufgaben übertrmen. .. 
, . 

2. Kapitel: Schweiserischer Wlsshnxhaftsrat 

Art. 57 Aufgaben 

'Der Schweirerische Wissenschaftsrat ist das beratende Orgqn des Bundes- 
rates filr alle Fritwn des Hochschulwesens und der Forschung. 
' Der Bundesrat bestimmt die Aufgaben des Wissenschaftwdtes. 

Art. SB Zusamnlewtzung 

' Der Wissenschaftsrat Wrt  sich zusammen aus  höchsteiis 20 Personlichkeiten 
der Wissenschaft lind der Wirtschaft. 



W e r  Bundesrat walilt die Mitglieder lind bezeichnet den Prasidenten. 
'Der Wissenschaftsrat ordnet seme Organi~ation uiid Geschaftsfiituung in 
einem von1 Bundesrat 111 genehniigenden Reglement. 
L Er rerfügt uber ein Sekretariat. 

5. Titel: Besondere Bestimmungen 

1. Kapitel: Rechtsschutz 

Art. 59 Gnindsatz 
Das Bescliwerdeverfrihren richtet \ich nach deni Bundcigesetz uber das Ver- 
waltiingsverfahrcn lind dcni Biindergc:ccctz uber die Organisation dcr Buiides- 
rechtspflege, soweit die Artikcl M) und 61 nichts Abweichendes vorsehen. 

i 
Art. 60 Institutionen der Fowchiingsforderung 
Die Institutionen der Forccliun&sfördemng regeln ihr Vcrfaliren in Regle- 
nicnien, die inindestens den Anforderungcn von Artikel 10 uiid 28-38 des Bun- 
desgesetzes ubcr das Vcrwaltiingsverfahei entsprechen: dime Regieineiite ba- 
durlen der Genehmigung des Bundesrates. 

Art. 61 Rekurskonini~ssioi, fur Forscliungsfordemng 
' Verfiigungen \on Institutionen der Forschungsi-orderung unterliegen der Be- 
schwerde an eine uir;ibhtingige eidgen0ssische Rehitskoniiniwion, die end- 
~ u l t i g  entscheidet. 

Die Rekurskoininl~liion sctzl sich zusaounen aus ciiiein PrAsidenten lind 
eincm Vizcprdsidenten. die Bcriifurichter sein niusseii, sowie 13 fachkundigen 
Mitgliedern: der Bundeswt wählt die Mitglieder nacll Anliiiren der Institutio- 
nen der Fonchung?fordetung auf eine Amtrdauer von vier Jahren. 

Die Rekunkoiiiniissioii entschcidct in der Bescizwig iiiit fiinf Mitgliedern. 
.L Das Be~cliwerdcrecht steht nur den1 Gesuchsteller zri. 
"uf die Akteneinsiclit durch den Beschwerdefdhrer ist aIIcin Artikel 19 des 
Bundesgesetzes ubcs daq Verwaltungsverfalireii aiiriiweiiden. 

Die Beschwerde kann nur die Verletriina von Bondesrecht. cinscliliesrlicli 
Überschreitung oder Misrbrauch des Erniesseiis, riigen sowie die unrichtige 
oder unuollsländi~e Feststellung des S.zchverhalts. 
'Die Rekiirskomniission kaiin die Fcstsiellung des Sach%erhalts vnn Aniter 
wegen ~iberprufen. Sie ist a n  die Sachverhaltsfeststellung der angefochieiien 
Entscheidiing gebiindcn. wenn dicse von der internen Rekurskouiniission einer 
Institution gefiillt und der Sachverhalt nicht otfei1si&tlich iinrichtig, unvoli- 
standig «der tinter Verletzung wetentltchei \'crlahrensbesti~iiiiii~ngen fest- 
gestellt wurde. 

' X  Kapitel: Rückerstattung von BeitFägen 

Art. 62 

'IBeitrage werden-zurück@fofderr, wenn sie zu Unrecht ambezahlt wurden 
oder der Empfinger die ihm vom Bund auferlegten Pflichten trotz Mahnung 
nicht erfullt. 

Ocr Rückerstattungs;inspruch verjährl mir dem Ablauf eines Jahres, nachdem 
der Biind von seinem Anrnriich Kenntnis erhalten hat. in jedem Fall jedoch mit 
Ablauf von fünf Jahren seit der Entstehung des Aiisprudis. 
J Das Bungesgerichk entscheidet bei Streitigkeiten übel die Rückerstattung von 
Beitragen. 

3. Kapitel: St#tlsfik und Berichterstattung . . 
Art. 6 j  Statistische Erhebringen 
1 Das Eidgenössische Departement d,es lnnern hihrt nach Anhören der inter- 
essierten Kreise die zur Anwendung des Cleseizes notwendigen statistischen 
Erhebiingen durch und sorgt für die Auswertung. 
'Die dem Gesetz unterstellren nittürlichen und juristischen Personen und die 
Behörden sind ver~flichtet, die füt die Erhebungen erforderliohen Auskunfte 
zu erteilen. Das ~~dgcnössische Departemeat des innern sehliesst nach Mög- 
lichkeit mit andei'en Organisationen Vereinbarungen ab über den Einbmug ~hrer 
Informationen ia die stauctischcn Erhebungen. 

Die Ecgebnisse der statistischen Erhebungen werden den interessierten Krei- 
&n zur Verfügung BstelH. 

Vurbehalten bleiben die Bestimmungen über den Persönltchkeits~chutz und 
die Geheimhaltung. 

"rt. 6.4 Berichterstattung 
' Die Regierungskonferenz und die Institutionen der Fonchunpsfbrdeiung be- 
richten deni Biindesrat periocüsch über ihre TA?igl<eit und die Durclifübrung 
des Mehrjahresprogrammes und der Mehrjahresplhe. 
'Der Bundesrat regelt Art, M a l t  und Zairpunkt'der Berichterstattung. 

6. Titel: Schluss- und ~ ibe rgangsbes thu~ ,gen  

Alt. 65 Volhug 
DeI' Bgndesrat erldsst die Ausführun~svors~htiftdn 

Art. 66. .&#ilerung bisherigen Recht* 

l;'DI($$~gdesgeserz über das V e r w a l t ~ ~ ~ ~ e . r ~ ä h r e o  wird wie folgt geiindot: 



,Art. 2 Abs. 4 

T ~ i r  das Verfahren von Institutionen der Forichungsfciiderung und der fur sie 
zustandigeii Rekurskoniiiiission plten die Artikel 59-61 des Bundesgesetzes 
vom 7. Oktober 1977 über die Forderung der Hochschtilen und die Forschung. 

2. Das Bui~dcsgesetz kber die Organisation der BundesrechtspRege wird wie 
folgt gehdort: 

Die VeruaitungsyerichtsbeschucrJe ist ausserdeni unrul:lssig gegen: 
k. niif deni Cichietc \(in S~.huic und \Viisenschaft: 

Verfügungen uber die Anerkennung oder die Verweigerring der Anerken- 
nung schweizerischer Maturi~tsausweise und dber die Forschungsförde- 
rung; 

9 8 ,  

Art. 67 Aufhebung bisherigen Rechts , , 
Das Bundesgesebz vom 28. Juni 1968 uber die HochschulFT,rderung wird aif- 
gehoben. 

Alt.  68 Verhiltnis zum bisherigen Reeht 

Ein Hochschulkanion'erhiilt mindestens die Betriebsbeltrdge, deren Realnfert 
dem Grundbeitrag frir 1977 entspricht, sofern im Velgleich zum Vorjahr die 
Zahl der Studienaiifanger in Studienrichtungen mit Mangel $n Platzen und die , 

realen Betriebsaufwendungen nicht abnehmen. 
Die nach Artikel 3 des Bundesgesetzes vom 28. Juni 1968 über die Hnchschul- 

fordening anerkannten besonderen beitragsberechtigten Jnstitufiynen gelten als 
anerkannte selbständige Hochschulinstitulionen. 

Bis an den einzelnen Hochschulen die Zulassiingsbedingungen den Richt- 
linien nach Artikel 16 Absatz 2 entsprechen, erhalten die Hochschulkanrone die 
Zuschläge nach Artikel 39, wenn ihre Hochschulen den Inhabern der vom Bund 
anerkannten Maturithtszeugnisse Zugang gewahren. 

Art. 69 Mehrjahresprogramm und Mehrjahrespläne in der Übergangszeit 
Die Laufzeit des ersten Mehrjahresprogramms und der Mehrjaliresplane be- , 

g i ~ i  am I .  Januitr 1980. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die Bestimmungen des 
Gesetzes sinngemass. 
' Bei besonderen Verhaltnissen kann der Bundesrat den Beginn der Laufzeit des 
ersten Mehrjahresprogramms um ein Jahr verschieben. I , I  I 

. ' 
Art. 70 Betnebsbeitrige in der Übergangszeit 

' Mit liikrafttreten des Gesetzes betragen die Ansitze fur die Berechnung der 
Betriebsbeitrage I1030 Prozent, nach Erhohuiig gciiidss Artikel 39 mindestens 
I5 Prozent. 

- - - -  -- 

* ~ u r &  allgemeiiiverbindliche, dem Referendum nicht unterstellte Bundesbe- 
ewtlsse e r h ~ b t  die Bvndesvemmmlung die Beitrhge je nach Fivanzlage des 
Bimdes schrittweise arif die vollen Ansatze nach Artikel 38. 

\&t. 71 Werendum und lnkrafttreten 
L Das Gesetz untersteht dem fakufiativen Referendum. 

I ES tritt am L. Jenuar 1978 iii Kraft. 

. .. 
J .  

* t '  
U"' - 
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